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Abschluß öes Ruhrkampfes.
Bon Bernhard Görin g.

In unserein Leitartikel iii Nr. 9 der „AfA-Bundcszeitung"
wurde betont, daß wir am Anfang großer Entscheidungs¬

kämpfe stehen. -Eine der wichtigsten Entscheidungen ift in

diesen Tagen gefallen. Noch bevor diese Zeitung in die Hände

unserer Mitglieder kommt, hat sich die Reichsregierung für
den Abbruch des passiven Widerstandes an Ruhr und Rhein

entschieden. Nach Einstellung des Abmehrkampfes bleiben

noch wesentliche Forderungen der beteiligten Kollegen zu er¬

füllen. Der intrcmfigente französische Ministerpräsident hat
keinerlei Zugeständnisse gemacht. Die organisierte deutsche

Arbeitnehinerschast, die unter den schwersten Opfern diesen

Kampf* bis heute geführt hat, wird die Arbeit gewiß nicht

leichten Herzens wieder aufnehmen. Haben doch gerade die

Arbeiter, Angestellten und Beamten am schwersten nnter der

Willkürheri'schaft der Franzosen gelitten. Es geht jetzt aber

um Sein oder Nichtsein der deutschen Republik und damit

auch der deutschen Wirtschaft. Die Fortführung dcs Ruhr¬

kampfes führt zum Zusammenbruch dcr Wirtschast uiid dcs

Reichs. Um Deutschland vor dem Untergang zu bewahren,

ist das größte Opfer nicht zii schwer. Dieser Gedanke war

wohl für die schwere Entscheidung dcr Reichsregierung aus¬

schlaggebend.
Der Abruch des Ruhrkampfes bildet eine wichtige Vor¬

aussetzung zur Stillegung der Notenvresse, um endlich der In¬

flation der Mark Einhalt gebieten zu können. Mit dcr Be¬

endigung des Ruhrkampfes müssen wir aber' von der Regie¬

rung gleichzeitig die höchste Aktivität dcr Innenpolitik ver¬

langen.
Eine dringliche Aufgabe ist die Schaffung einer neuen

Währung. Daher können dis bisher bekanntgewordenen Pläne
die Zustimmung der freien Gewerkschaften nicht finden. Der

geschäftsführende-Vorstand des AfA-Bundes hat in einer Ent¬

schließung, die wir nachstehend der Kollegeistchaft nochmals

zur Kenntnis bringen, mit aller Deutlichkeit auf dic Gefahr

hingewiesen, die in Erscheinung treten wiirde, wenn dic bis¬

her verlautbar gewordenen Pläne des Reichsfinanzministe¬
riums verwirklicht würden. Nach wie vor ist zu fordern, daß
mit der Erfassung der Sachwerte Ernst gemacht wird. Nur

wenn sich das, Reich unmittelbar nnd unlösbar an den Bc¬

triebe« der Industrie, Handsl nud Landwirtschaft beteiligt,
Zann eine Gefundung dcr Reichssmcmzen erfolgen und die

Kreditfähigkeit des Staates.wieder hergestellt werden. Ebenso

erforderlich ist zur Gesundung der Reichsfinanzen die Ver¬

einheitlichung und Wertbeständigmachung der Steuern, wobci

auf eine einmalige umfassende Vermögensabgabe nicht ver¬

zichtet werden kann. Die Unternehmungen versuchen durch

Stillegung der Betriebe Steuersabotage zu üben. Es ist not¬

wendig, daß der vom Vorstand des Allgemeinen Deutschen

Gewerkschastsbundes und des Allgemeinen freien Angestellten¬
bundes geforderte Ausbau der Stitteguugsvcrordining vom

November 1920 allerfchnellstens erfolgt. Die Gewerkschaften,
die auf wirtschafts- und währungspotitischem Gebiete Vor¬

schläge gemacht haben, verschließen sich auch nicht der Er¬

kenntnis, daß zur Balancierung des Haushalts und zur

Schafsung ciner festen Währung im Augenblick die Ausgaben
des Reiches eingeschränkt werden müssen. Dazn ist vor allem

eine wirtschaftlichere Gestaltung der öffentlichen Verwaltungen

und Bctricbc erforderlich. Der AsA-Bundesvorstand. wird ge¬

meinsam mit dem ADGB. und ADV. auch hierfür besondere

Richtlinien ausarbeiten. Die Notwendigkeit der Steigerung
der Produktion wird von den Gewerkschaften durchaus an¬

erkannt. Wir müssen, uns nur dagegen wenden, daß etwa

eine Aufhebung des Achtstundentages ersolgt. So hat die

jetzige Reichsregierung schwere Aufgaben zu lösen, Sie kann

diese Ausgaben nur meistern, wenn sie dabei die Ratschläge

derjenigen befolgst die heute die Träger der Republik sind.

Nicht gegen, sondern nur mit der organisierten Arbeiterschaft
kann die Gesundung des Staates und der Wirtschast erfolgen.
Es sei zum Schluß auch noch daraus hingewiesen, daß das

Produktionsproblem nur gclost werden kann, wenn man den

Forderungen der Arbeitnehmer in der Lohnfrage, die einen

Teil des Produktionsproblems ausmacht, endlich Rechnung

trägt. Das Verhalten der Arbeitgeber nach Abschluß der

Richtlinien der Spitzenoerbände zur Lohnsrage muß deshalb

auf das schärfste zurückgewiesen werden. Nachdcm in ge¬

ineinsamer Beratung die Spitzenverbände der Arbeitgeber
niid Arbcitnehmsr die Richtlinien znr Lohnfrage, die wir an¬

schließend cm dicse Ausführungen veröffentlichen, fertiggestellt
und am 1, September 19Z3 unterzeichnet hatten, gab die Ver¬

einigung deutscher Arbeitgeberverbände zu diesen Richtlinien
cincn Kommentar heraus, der die einzelnen Punkte der Richt¬

linien wicdcr illusorisch machte. Daß man sich nach hart¬

näckigen Verhandlungen cndlich dazu entschloß, durch ein

Rundschreiben sich doch noch grundsätzlich zu den Richtlinien

zu bekenucii, kann die Tatsache nicht'ans der Welt schaffen,

daß die Unternehmerverbände als Vertrngsträger durch Her¬

ausgabe eines Kommentars die grundsätzlichen Aufzeichnun¬

gen dcs Vertrages abschwächen bzw. wirkungslos machen

wollten. Von den maßgebenden Stellcn der Regierung ist zu

verlangen/daß sie bei den Tarifverhaiidlliiigcn mit allem

Nachdruck dcn zwischen Arbeitgebern nnd Arbeitnehmern ver¬

einbarten Richtlinien Geltung verschafft.
Die hier nur kurz umrifsenen Fragen dürsten zeigen, daß

es in diesen Wochen nm das Schicksal dcs Volkes geht. Die

freigewerkschastlichen Angestellten werden sich auf dicscn

Kampf zu rüsten wissen.
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Entschließung SesGesamworstanöeS SesAfÄ-VunöeS.
Der am 21. August d. I. tm Jndustriebeamtcnhnus zu Bcrlin

logende Gesamtvorstand des' AfA-Bundes stellt mit Besorgnis
fest, daß «uch in den letzten Tagen die- Sanierung des Reichs¬
haushalts durch die Nutznießer der Markverschlechterung'wiederum
ungünstig beeinflußt worden ist.
Er richtet deshalb an die Reichsregierung das dringende Er¬

fuchen, durch »erwehrte Aktivität in der Außenpolitik eine baldige

Entspannung des Nuhrkonflikts herbeizuführen, Jnnerpolitisch

vermögen nur die sofortige Aenderung in der Leitung und der

Kreditpolitik der Reichsbank und eine rücksichtslose Eintreibung,
der neu beschlossenen Steuern und die sofortig,? Beschlagnahme
und Erfassung der zur Bezahlung von Einfuhren nicht unbedingt

erforderlichen Devisenbestände die Aussicht auf eine Einschrän¬

kung der bisher unheilvoll anschwellenden Inflation und Hem¬

mung des Währungsverfalles zu eröffnen. Den neuerdings
wiederum systematisch einsetzenden Versuchen der besitzenden

Kreise, sich auch diesmal dcr Steucrentrichtung zu entziehen und

die Folgen der bisherigen Mißwirtschaft auf die Arbeitnehmer¬

schaf! abzuwälzer,, kann nur vorgebeugt werden, wenn die Reichs-

rcgicrung vor «Ucm den geplanten Betriebsstillegungen und Be-

tri'.chseinschränkungcn mit der daraus erwachsenden Arbeitslosig¬
keit sofort eine» Riegel vorschiebt.

Eine dauernde Eesundung der deutschen Wirtschaft erscheint dem

Gesamtvorsiand dcs AfA-Bundes überhaupt nur denkbar, ivenn

neben dc» steuer- und währungspoliiischen Maßnahmen dcr

Reichsregierung sofort alle erforderlichen Schritte zur Erfassung
dcr Sachwerte in die Wege geleitet werden. Nur duch die Mit-

betciligung des Reiches an den Betrieben in Industrie, Gewerbe

und Landwirlschaft kann eine durchgreifende Aenderung dcr un¬

haltbar gewordenen Wirtschaftspolitik in der Richtung erreicht

werden, daß künftig nicht die Privatwirtschaft den Staat, sondern
der Staat die Wirtschaft beherrscht.

Entschließung
öes GeschöftSführenSen VorsttmSes öes AfA-Vunöes.

Die drohende Auflösung dcr deutschen Wirtschaft und die da¬

mit verbundene völlige Verelendung der arbeitenden Volks¬

schichten macht es dringend erforderlich, zunächst dsm Währungs¬
verfall Einhalt zu gsbielcn. Ohne die Stillegung der Notenpresse
ist dicses Ziel nicht zu crrcichcn, VorMssctzung dafür ist die

Wiederaufnahme dcr Produktion ini besetzten Gebiet und der

.Ausgleich des Rcichshaushalts.
Soll dic ncuc Währung aber nicht wieder dem Schicksal der

derzeitigen Papiermark verfallen, so darf sie nicht dazu benutzt
wcrdc». das Defizit dcs Reiches zu decken. Vielmehr bedarf, das

Reich zur Deckung seiner Ausgaben ausreichender wirklich wert¬

beständiger Besitzsteuern, wobei auf die sofortige Erhebung ciner

einmnligsn umssssenden Vermöqcnkabgabe nicht verzichtet werdcn

l5!N!,

Dic neue Reichswährung ist durch dcn Goldbestand der Rcichs-
bnr,k sowie die vom Reich aus der Wirtschaft zu erfassenden De¬

vise» und Sachwerte zu fundkren.
Die bcl'aiintgcwordcnc» Pläne dcr Reichsregierung über die

Schaffung cincr Privatgoldnotenbank müssen zu den lebhaftesten
Befürchtungen Anlaß geben, da eine ouf privater Grundlage
geschaffene Währung ohne jede Verbindung mit d.r heutigen
Pnpiermark sein würdc. Die Entwertung der Pnpicrmark würde

in noch schncllercm Tempo als bisher weitergehen und erneut

diejenige» Bevölkcrungsschichten nufs schwerste belasten, die auch
dann ihr Arbeitseinkommen noch in Papiermark beziehen würden.

Es inuß dcshalb entschieden abgelehnt werden, einseilig, für
bestimmte Erwcrbsgruppen eine neue Währung zu fchaffen. Sie

muß planmäßig für alle Volks kr eise eingeführt wer¬

den und als neues gesetzliches Zahlungsmittel zur Ablösung dor

bisherigen Pepiermark führen. Das Privileg zur Herausgabe von

Noten muß als ein Hoheitsrecht des Staates unangetastet bleiben.

^ ^ ^

Die Antwort öer Spitzenorgamsationen
auf saö Ultimatum öer UM.

D'e Kommunistische Partei hat an die Spitzcnorganisationen der

Freien Gewerkschaften in der Form eines befristeten Ulti¬
matums die Äuffurderung gerichtet, mit ihr zusammen eine pro¬

letarische Rettungsaktion zu organisieren, um dsm drohenden Angriff
der faschistischen^Formationen gegen das deutsche Proletariat ent¬

gegenzutreten.

We Bundesvorstände des Allgemeinen Deutschen Gewerkschasts-
bundes. dss AsA-Bundcs und dcs Allgemeinen Deutschen Beamten¬
bundes haben sich in einer gemeinsamen Besprechung u. a. auch mit

der Aufforderung der Kommunistischen Partei befaßt. Sie haben
festgestellt, dast das Schreiben der Kommunistischen Partei bereits
in der Presse veröffentlicht worden ift, ehe es den Spitzen-
o r ga » i s at i o »>e n zugestellt wurde. Schon aus dieser
Form ihres Vorgehens geht hervor, daß die Kommunistische Partci
gnr nicht darandenkt, mit dem Ernst und rer Aufrichtigkeit,
die der drohenden Gesnhr entspricht, eine geschlossene Ab¬

wehrfront des deutschen Proletariats gegen die Faschisten her¬
zustellen.

Jn demselbe» Schreiben, in dem fie die Spitzenorganisationsn zu

aemeinsamcr Aktion aufruft, wieberholt sie die nichts-
würdigen Angriffs, mit dcncn sie in den letzten Jahren und

nie mehr als in den letzten Wochen tie Gewerkschaften b<i dsn Ar¬

beitnehmern zu verdächtigen gesucht hat. Auch dicse Tatsache be¬

weist, daß dic Kommunistische Partei kein ehrliches Bündnis mit den

Gewerkschaften will, sondern in dem Augenblick, mo dis Existenz der

deutschen Republik auf dem Spiele steht und die gesamte deutsche
Arbeitnehmerschast von entscheidungsschwcrcn Kämpfen bedroht ist,

nichts Besseres zu tun weiß, als diejenigen zu verleunrdsn, mit denen

sie vorgibt, sich verbünden zu wollcn.

Die Spitzcnorganisationen der Gewerkschaften sind fest ent¬

schlossen, den gcgsn«volutionären, reichs- und arbeitsrscjnd-
lichen Organisationen der Faschisten init allen gewerkschaft¬
lichen Mitteln entgegenzutreten, wenn sie es wagen

sollten, den bewaffneten Kampf gegen die deutsche Republik und

das deutsche Proletariat zu eröffnen.

Jn scharfem Gegensatz zu dem zweideutigen Spiel dcr Kommu¬

nistischen Partei waren sich die Gewerkschaften stets bewußt, daß
diese nationalistischen Organisationen kein anderes Ziel verfolgen,
als untcr den Trümmern der deutschen Republik die Grund¬

lagen der wirtschaftlichen und sozialen Demo¬

kratie zu begraben, die die deutschen Arbeitnehmer durch
die Revolution und in dsn Jahren danach in unermüdlichen Kämpfen
geschaffen haben. Sie wissen, daß der Kampf gegen die Republik
nur die erste Phase des Kampfes ist. Das eigentliche
Ziel ist die Beseitigung der Rechke und Freiheiten der deutsch«« Ar»

bettnehmer und die Errichtung einsr kapitaZistisch-militaristischen
Diktatur, unter der die Arbeiter, Angestellten und Beamten aller er¬

worbenen Rechte beraubt und zu vollkommener Ohnmacht verurteilt

sein würden.

Die Kommunisten haben diesen Reichs- und Arbeiterseindsn den

Weg geebnet, indem sis bis in die allerletzten Tags hinein die

Geschlossenheit der deutschen ArbeMrbemegung durch ihre maßlose
Agitation gsgsn die Gewerkschaften zu zerstören versuchten. Darüber

hinaus lMben sie in den letzten Monaten versucht, mil einer Gruppe
der deutschen Faschisten Bündnisverhandlungcn anzuknüpfen, in dem

lächerlichen Glauben, die Einheit der Feinde der deutschen Arbeit¬

nehmer ebenso sprengen zu können, wie sie die Einheit der deutschen
Arbeiterbewegung zerrissen haben. Und jetzt, in dem Augenblick,
wo die Aufhebung des passiven Widerstandes den Faschisten er¬

wünschten Anlaß bistet, ihre „.Anhänger zum Generalsturm
gegen die Republik aufzurufen, leistet die Kommunistische
Partei diesem Treiben Vorschub und versucht, dis Arbeitnehmer
in diesen Taumel nationalistischer Verhetzung hinsinzursißen.

Angesichts dieser Eefahr, die die Republik und die Arbeitnehmer¬
schaft in gleicher Weise bedroht, wäre es ein Wahnwitz, dsr

Kommunistischen Partei zuliebe zur Unzeit einen poli¬
tischen Generalstreik zu entfesseln? Das dann ent¬

stehende Chaos böte den Faschisten willkommene Gelegenheit, ihren
Aufmarsch gegen die Republik durchzuführen. Die Gefahr, die es

zu beschwören gilt, würde erst recht provoziert. Cs gilt in diesem
Kamps, dis in den Gewerkschaften verkörperte Macht des deutschen
Proletariats geschlossen dort e! nzusetze» , wo der Gegner
den Angriff wagt. I» diefem Kampfs sind dis Gewerkschaften die

Verbündeten der deutschen Republik und müssen es sein. Wie sie
im letzten Jahr für dis Autorität des Staates als Vertreter der

Gesamtheit gegen dsn Eigennutz dsr Wirtschaft «stampft haben, so
müssen sie jetzt für den Staat gegen die Reichs- und

Arbeiterfeinde kämpfen. Wenn die Republik zusammenstürzt,
ist das Schicksal der Arbeitnehmerschast besiegelt.

Darum erwarten die Spitzsnornanisationkn von ollen Arbeitern,

Angestellten und Beamten, daß sie sich nicht von der trügerischen
Parole der Kommunistischen Partei zu unbesonnenen Aktionen hin¬
reißen und sich nicht als Schrittmacher der Gegen¬
revolution mißbrauchen lassen.
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Richtlinien öee Fpitzmverbonöe zur Lohnfmge.
Die weiter unten abgedruckten Richtlinien zur Lohufrage

sind das Ergebnis von Verhandlungen, an denen aus der

einen Seite Vertreter sämtlicher Gewerkschaftsrichtungcn, aus

der anderen Seite Vertreter der Spitzenorganisation der

industriellen und gewerblichen Arbeitgeber, der Vereinigung

Deutscher Arbeitgeberverbände, beteiligt waren. Wie aus dem

einleitenden Satz hervorgeht, sind die Richtlinien in einem

Kommissionsentwurf bereits vorzeitig in der Tagespresse ver¬

öffentlicht worden. Gegen diesen Kommissionseutwurs be¬

standen, namentlich was seine Einleitung anlangt, mancherlei

Bedenken, die erfreulicherweise durch die endgültige Fassung

beseitigt find.
Die Richtlinien sind ein vorläufiges Ergebnis dieser

Verhandlungen; denn wie die Schlußbemerkungen der Ver¬

einbarung besagen, sollen die „zunächst für die Uebergangs¬

zeit bis zur Schassung eines auch für die Lohnzahlung in

Frage kommenden wertbeständigen Zahlungsmittels dienen"

und „die beiderseitigen Spitzenverbände sind sich darüber klar,

dafz das Lohnproblem nur in Verbindung mit dem Währungs¬

und dem Produktionsproblem endgültig gelöst werden kann."

Bei Beginn der Verhandlungen war allerdings von Arbeit¬

geberseite angeregt worden, die Lohnfrage sofort in ihrem

ganzen Umfang zu behandeln. Die Vertreter der gewerkschast-

lichen Spitzenorganisationen bestanden jedoch daro.nf, daß zu¬

nächst eine Vereinbarung über die Anpassung der Löhne und

Echälter an die infolge des sinkenden Geldwertes unablässig

steigenden Lebenshaltungskosten getroffen werde. Diese von

czcwerkschaftlicher Seite geforderte vorläufige Vereinbarung

stellen die Richtlinien dar, und es muß anerkannt werden,

daß sie insoweit unzweifelhaft einen Erfolg der gewerkschaft¬

lichen Bestrebungen bedeuten, ein weiteres Sinken des Real¬

lohnes als einfache Folge der fortschreitenden Geldentwertung

hintanzuhalten.
Dieser Erfolg wird ohne weiteres erkennbar, menn man

sich an die Richtlinien erinnert, die Anfang Juli d. I. voin

Ausschuß des AsA-Bundes zur Sicherung der Wertbeständig¬

keit des Arbeitseinkommens ausgestellt worden sind und sich

weiter noch einmal die Widerstände vergegenwärtigt, die

ursprünglich von Arbeitgeberseite der Durchführung dieser

Richtlinien entgegengesetzt worden sind. Jn Uebereinstimmung

mit den seinerzeit vom AfA-Bundesausschuß ausgestellten

Richtlinien halten auch die von den Spitzenorganisationen ver¬

einbarten Leitsätze daran fest, daß der Grundlohn weiterhin

Gegenstand der tariflichen Vereinbarung bleiben sott. Dar¬

über hat eigentlich auch niemals eine ernsthaste Meinungs¬

verschiedenheit zwischen uns und den Arbeitgebern bestanden.

Wesentlich anders liegen dagegen die Dinge, soweit es sich

mn den Multiplikator handelt. Hier hnbcn die Arbeitgeber

den Widerstand, den sie früher der Anwendung des Lcbens-

haltungsmdexes als Meßziffer entgegensetzten, glatt aufge¬

geben. Ja, sie haben darüber hinaus ausdrücklich anerkannt,

daß der Dollsrkurs als Meßziffer ungeeignet sei.

Ein weiteres wertvolles Zugeständnis der Arbeitgeber

enthalten die Richtlinien'in ihrer Zisser 5, in der festgestellt

wird, daß grundsätzlich sür die Bemessung der Lohnhöhe der

Geldwert der Verbrauchswoche odcr -dekade maßgebend sein

müsse. Dagegen, die Berechtigung dieser von uns von Anfang

an vertretenen Forderung anzuerkennen, hnben sich bekannt¬

lich die Arbeitgeber heftig gesträubt, um fo wertvoller ist es,

daß in den vorliegenden Richtlinien die Spitzenorganisationen

der gewerblichen und inoustriellen Arbeitgeberverbände selbst

ihre Berechtigung anerkennen.

Was die Technik der Lohnfcstfetzung anlangt, fo lassen

die Richtlinien zwei Wege offen. Entweder kann der Grund¬

lohn bzw. das Grundgehalt in Festmark vereinbart und dann

als Multiplikator zur Errechnung der Papiermark Lohn- bzw.

Gehaltssumme einfach der Lebenshaltungsindex verwandt

werden oder Man kann weiterhin, wis es bisher meist ge¬

schehen ist, auch den Grundlohn bzw. das Grundgehalt in

Papiermark festsetzen und dann als Multiplikator jeweils die

aus der Steigerung des Lebenshaltungsindexes sich ergebende

Meßziffer verwenden. Welcher von beiden Wegen befchritten

wird, ift für das materielle Ergebnis an sich gleichgültig. Der

erste scheint uns jedoch den Vorzug zu besitzen, daß er den

Papierfchleier, der bisher weite Kreise der Arbeitnehmerschaft

an der klaren Erkenntnis dcr unzulänglichen Höhe ihrcs

Lohnes behindert hnt, zerreißt und damit cine der wesent¬

lichsten Voraussetzungen siir einen entschlossenen Kampf um

die Hebung des Renilohnes schassen hilst.
Wie aus dsn Ziffern S und b dcr Richtlinien hervorgeht,

wird empföhle», die während dcr Vcrbrauchswochc oder

-dekade zu erwartende Steigerung der Meßzahl vorauszu-

schätzen. Selbstverständlich könncn solche Schätzungen sehr

weit auseinander gehen, je nachdcm, ob sie von Arbeitgebcr-

oder Arbcitnehmerscite vorgenommen wcrden. Es wird zwar

in Ziffer ü einpfohlen, dcn Difserciizvetrag, dcr sich aus cincr

Fehlschätzung crgibt, bei der nächsten Lohn- oder Gehalts-

berechnung hinzuzufügen oder abzuziehen, trotzdem ivürdc cs

in ciner Zeit starker Geldentwertung, wic der gegcnwörtigcii,

auf eine nicht unerhebliche innterictlc Schädigung des Arbeit¬

nehmers hinauslaufen, wenn ctwa regelmäßig zu nicdrig

geschätzt würde, und es wird deshalb von Zlrbcilnehmcrscitc

daraus zu achten sein, dnß die Vorausschätzung dcr wcitcrcn

Teuerung nur nach objektiven Maßstäbe» und iiicht mit dcm

Hintergedanken, aus diesem Umwcge den bishcria.cn Lohii-

betrug fortzusetzen, erfolgt.
In Verbindung mit Nachrichten übcr dic Vcrhaudlungcn

der Spitzenvcrbände sind in der Tagespressc da und dort Mit¬

teilungen aufgetaucht, wonach auch die Frage dcs angcmcssc-

nen Neallohnes behandelt und auch in dieser Frage cine

grundsätzliche Uebereinstimmung erzielt wordcn sein solltc.

Iil einer uns zu Gesicht gekommenen Pressenotiz wurde sogar

behauptet, „man" halte unter Berücksichtigung dcr allgemei¬

nen Wirtschaftslage Deutschlands, der verminderten Pro¬

duktion und der Erhaltung der Erportfähigkeit zwei Drittel

des Friedenslohnes als angemessene Grundlage für die Fest¬

setzung der. Tariflöhne. Zu diesen Zeitungsnachrichten, bei

denen wohl zum Teil der Wunsch der Vater dcs Gedankens

ist, muß gesagt werden, dosz sie jeder tatsächlichen Grundlage

entbehren. Allerdings lassen verschiedene Acufzcrungen aus

dem Ärbeitgeberlager crkennen, daß von dicser Seite Erund-

löhne in Höhe von'zwei Drittcl der Fricdcnsnoiniiiaiiöhne als

den gegenwärtigen Verhältnissen cntsprechend propagiert

werden und daß die Zahlung von Fricdeiisrenllöhnen von

der Erfüllung einer Rcihc von außen- und inncrpolitischcn

Bedingungen abhängig gemacht werden soll. Bei den obcn

erwähnten Verhandlungen haben jedoch die Vertreter der ge¬

werkschaftlichen Spitzenorganisationen es fchon aus deni

Grunde ausdrücklich abgelehnt, die tariflich zu vcrcinbarciidcn

Grundlöhne irgendwie mit dcn Friedensnominnllöhncn in

Vcrbindung zu bringen, weil die gesamten wiristhcistlichcn

Verhältnisse sich gcgcnübcr der Vorkriegszeit so grundlegend

geändert haben, daß auch iu der Lohufrage ein einfaches An¬

knüpfen an Vorkricgsverhältnisse vollkommen unmöglich er¬

scheint.
Es braucht kaum bctont zu werden, daß ivir kcincrlci

Veranlassung sehen, die tarislich zu vereinbnrcnden Grund¬

löhne bzw, -Ichälter auf die von Arbeitgcdcrseitc gefordcrtcn

zwci Drittel der Fricdensnominalhöhc zu begrenzen.

Gewiß sind auch wir uns darüber klar, daß cs iiicht mit

einem Schlage möglich fein wird, die Fricdcnsrcalgcbältcr

wieder zu erringen, und auch wir erkennen au, daß die Lohn¬

frage nicht nur cin Verteilungsprobleiii, sondern auch ein

Produktionsproblem ist. Nur find wir dcr Auffassung, daß

dic Herstellung des Gleichgewichts zwischen Erzeugung und

Verbrauch in der Volkswirtschaft heute weniger abhängig ist

von der Steigerung der individuellen Arbeitsleistung als viel¬

mehr davon,'daß die Wirtschaft nn Rhein und Ruhr wieder

in Gang gebracht, dic Währungsfrane gelöst und durch wirk¬

same Kontrolle der Kartells und Syndikate Vorsorge dafür

netroffen wird, daß an die Stelle der privatmonopolistischen

Preisbildung wieder den technischen Fortschritt fördernder und

die heutige Hrcisdiktatnr verhindernder Wettbewerb der ein¬

zelnen Unternehmungen tritt.

Mit kollegialem Gruß!

Allgemeiner freier Angestellten»««!).
Der Vorstand;

Aushäuser. Süß, Stähr.
5 ^
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Die Vorstände der unterzeichneten Spijzenverbände der

Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben die in der Presse nach

dem Kommissidnsentwurf bereits bekanntgegebenen Richt»

Unten zur Lohnsrage in folgender endgültiger Fassung ge¬

nehmigt:
^

Um sich ein einwandfreies Urteil über die Erhaltung der Kauf¬

krast des Lohnes und über die richtige Lohnhöhe zu bilden, ist es

nötig, die jeweiligen LohnbetrSge in Grundlohn und Multiplikator

zu zerlegen. Der jeweilige Tariflohn ist also gleich Grundlohn mal

Multiplikator und ist bei Arbeitern wöchentlich, bei Angcstellten

wöchentlich oder dekadenweise zu berechnen.

2.

Für einen Zeitraum von 4—8 Stunden legen die Tarifvertrags»

Parteien den mit dem Multiplikator zu erhöhenden Grundlohn untcr

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Notwendigkeiten beider Seiten

sest. Dieser Ausgangslohn bleibt somit für die betreffende Tarif¬

periode konstant. Jn ihm drückt sich die jeweilige Wirtschaftslage
und Konjunktur der betreffenden Wirtschaftsgruppe aus.

g.

Als Multiplikator soll eine aus der statistischen Erfassung der

Lebenshaltungskosten (Kleinhandelspreise) gefundene Meßzahl ver-

wendet merden, da lediglich die im-Kleinhandel zu zahlenden Preise
für Lebensmittel und Bedarfsgegenstände bestimmend für den

Zahlungsmittelbedarf des Arbeitnehmers sind. Der Dollarkurs oder

die Großhandelsmeßzahl sind hierfür ungeeignet.
Die Wahl der Meßzahl ist den Tarifoertragsparteien überlassen.

Bei Neichstarifvertrcigen oder bei Tarifverträgen für größere Ge¬

biete wird man die Reichsindexzahl des Statistischen Neichsamts
oder ihre Steigerung zweckmäßigermeise verwenden, wobei die Be¬

rücksichtigung der örtlichen oder bezirklichen Verschiedenheiten (Orts¬

klassen) bei der Bemessung des Grundlohnes erfolgen kann.

Bei örtlichen oder bezirklichen Tarifverträgen empfiehlt sich die

Anwendung entweder der vom Statistischen Reichsamt errechneten
Indexzahl für den Ort bzw. den Bezirk oder einer nach ähnlichen
Grundsätzen wie denen des Statistischen Reichsamts aufgebauten
Meßzahl der Tarifvertragsparteien oder anderer Stellen von beider¬

seitig anerkannter Autorität. Es ist dabei von Bedeutung, daß für
die verschiedenen Berufsgruppen eines einheitlichen Wirtschafts¬
gebietes möglichst eine einheitliche Meßzahl Anwendung findet.

4.

Bei der Festsetzung der jeweiligen Lohn, oder Gehaltshohe in

Papiermark hat man zu unterscheiden:
s) Die Lohnwoche bzw. -dekade, d. h. die Woche oder Dekade,

für die der Lohn verdient wird.

b) Den Festsetzungstag der Meßzahlen und den FestZetzungstag
des Lohnes. Letzterer wird zweckmäßigerweise möglichst mit

dem ersteren zusammengelegt.
c) Den Auszahlungstag.
ct) Die Berbrauchsmoche bzw. -dekade.

S.

Grundsätzlich mutz fllr die Bemessung der Lohnhöhe der Geld¬

wert der Berbrauchsmoche oder »dekade maßgebend sein; man wird

jedoch in Zeiten nur geringer Schwankungen des Geldwerts, ohne
allzu große Fehler zu begehen, den Feststellungstag dcr Meßzahl
für die Lohnhöhe maßgebend fein lassen können. In Zeiten starker
Geldentwertung muß jedoch diescr Fehler ein nicht erträgliches Ab¬

sinken des Reallohnes zur Folge haben, so daß man gezwungen ist",
bei der Lohnfestsetzung außer der Meßzahl des Feststellungstages
auch noch die zu erwartende Steigerung der Meßzahl der Ver-

brauchswoche vorauszuschätzen. Einen gewissen Anhalt für diese
Vorausschätzung kann die Bewegung des Dollarkurses und der

Großhandelspreise geben.

6.

Ob diese Schätzung richtig gewesen ist, wird man erst beurteilen

können, wenn die Meßzahl für die Verbrauchswoche vorliegt. Er¬

gibt sich alsdann, dasz ein Zuwenig oder ein Zuviel an Lohn oder

Gehalt bezahlt worden ist. so hat eine Korrektur in der Weiss statt¬
zufinden, daß dieser Differenzbetrag bei der nächsten wöchentlich
oder in Dekaden erfolgenden Lohn- oder Gehaltsbercchnung hinzu¬
gefügt bzw. abgesetzt wird. Zur Vereinfachung der Lohn- und Ge-

Haltsrechnungen mird dieser Differenzbetrag mit der neu ermittelten

bzw. abgeschätzten Lohn- und Gehaltssumme zu einem einzigen Ac¬

trage vereinigt.
Um nicht durch übermäßige Belastung der Lohnbureaus neue

unproduktive Arbeit zu veranlassen, ist grundsätzlich daran festzu¬
halten, daß die Wochen» oder Dekadenzahlung der richtige Weg ist,
und daß in Zeiten starker Geldentwertung durch die oben dargelegte
Vorausschätzung ein Gegengewicht gegen die Geldentwertung ge-

geben ist.' Deshalb^sind mehrmalige Zahlungen in der Woche nur

ig ganz besonderen .Ausnahmefällen, wie sie z. Bst in den ersten
Wochen dös August 1923 eintraten, vorzunehmen.

Die vorsteh«rden Richtlinien sollen zunächst für die

Uebergangszeit bis zur Schaffung eines auch für die Lohn»
zahlung in Frage kommenden wertbeständigen Zahlungs»
mittels dienen.

Die beiderseitigen Spitzenverbände sind sich darüber klar,
daß das Lohnproblem nur in Verbindung mit dem Währungs»
und Produktionsproblein endgültig gelöst werden kann. Des»

halb bilden die Spitzenverbände einen lohnpolitischen Aus¬

schuß init der Aufgabe, das Lahnproblem zu eröriern uud

möglichst auch Vorschlage zur Lösung desselben zu machen.
Der Ausschuß soll noch in der kommenden Woche zusammen¬
treten.

Berlin, den 1, September 1923.

Vereinigung Deutschcr Arbeitgeberverbände.

Allgemeiner Deutscher GelvttZschaftsbund.

Deutscher Sewerkfchaztsvv.ud.

Deutscher Gelverkschaftsring.

Allgemeiner freier Angesteökenbund.

„Der Ansturm gegen den Achtstundentag" von Prof. Lujo Bren¬

tano, Vsrlagsgeselischaft des Allgemeinen Deutschen Gswerkschasts-
bundes, Berlin SO. 16, Grundpreis 0,4« Mk. mal Schlüsselzahl.
Das vorliegende Werk cnthält eine Reihe in der. Zeitschrift

„Soziale Praxis" erschienenen Aufsätze, in dencn Prof. Lujo Bren¬
tano mit dsn Gegnern des Achtstundentages, mit Prof. .sterkner
nnd den Wissenschasilctn, die im Rcichswirtschciftsrat den Acht¬
stundentag preisgaben, um die deutsche Wirtschaft zu retten, ab¬

rechnet. Mit begrüßenswerter Frische und wissenschaftlicher Schärfe
zerpflückt er die Scheingründe der Gegner dcs Achtstundentages
i.nd der Sozialpolitik. Jn dem noch bevorstehenden Kampf um den

Achtstundentag wird diese Broschüre allen Funktionären dcr Ar¬

beiterbewegung außerordentlich fachliche Dienste leisten können.

Die Beschaffung kann jedem cinzslncn dringend empfohlen werde».

„Gewerkschasten und Zugendbewsgung" Bcrlagsgcsellschnft dss

Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, Grundzahl 0,6g Mk.

mal Schlüsselzahl des Verlages, die etwa dis-Hcitfts der Buch-
höndlcrschlüsselzcchl erreicht.
Die etwa 40 Seiten umfassende Schrift mill in der Hauptfachs

den in der örtlichen Jugendbewegung stehenden Funktionären dns

notwendige Material an Hand geben. Ausgegangen wird von dem

Programm für die gewerkschaftliche Jugendarbeit, in dem neben

den Forderungen «n die Gesetzgebung und die Behörde» nuch die

Pflichte» nusgssprcmxen sind, die die Organisationen selbst gegen¬
über ihren Jugendlichen haben. Es werden Mustersatznngen sür
das gewerkschaftliche Jugendkartcll und dis verschiedensten Fragen,
die Jügendleitcr imersssiercn. behandelt.

Gewinnbeteiligung. Jm Verlag von Julius Springer, Berlin, sind
3 Bücher erschienen, dis sich init der Gewinnbeteiligung beschäftigen.
Die Umsatz-, Gewinn- und K n p i t a l b e t e i l i g » n g'der
Arbeitnehmer in Handel und Industrie vo» Dr. Helmut!) Weudlnndt

nennt sich das eine 206 Seiten umfassende Buch. Es stellt eine

kritische llntcrsuchinig des Standes der Gewinnbeteiligungsfrnge dar

untsr besondercr Berücksichtigui.g volkswirtschaftlicher uud sozial¬
politischer Gedankengänge und gesetzgeberischer Möglichkeiten,

Der Gew in» beteilig »ngsgedniikc und seine Grund¬

lage» bctitslt sich das andere Buch, bearbeitet vo» Dr. Julius

Lippert. Dns Buch ist sine Darstellung dsr geschichtlichen Entwick-,

lung des Eewinnbctei'ignngsgedankens Das dritte Buch führt den

Titel: Die Gewinnbeteiligung dcr Arbeiter und

Angestellten in Deutschland. Es ist bearbeitet vo» Dr. Wilhelm'
Feilchsnfeld, Bolkswirtschnftlicher Sekretär an der Handelskammer,
in Berlin, Die bestehenden und früheren Gewinnbeteiligungsbetriebe
werden behandelt, die Zahl und die Befondsrheilen der Snstcme der

deutschen Unternehmungen festgestellt, in denen die. Gewinnbeteili¬

gung der Arbeiter und Angestellten eingeführt wordcn war oder

lisch ist.
Wir stehen zwar dem GeWinnKeteiligiingsgedanken gr»»dsätzlich

ablehnend gegenüber. Trotzdem ist das Erscheinen der drei ge¬

nannten Bücher zu begrüßen, da sie als eins Bereicherung der auf
diesem Gebiete vorhandenen Literatur anzusprechen sind.

»ermUworUich für den Inhalt: Bernhard «Sriug. Berlin.,— Verlag: Allgemeiner
Druck: «uchdnkckcrel und »nlagSuiislalt

Ireier «ngesleMenlnind l»,A'Bunt>> Dr. ff.Psirrniann, Berlin !NW.5S. Werlistraszc 7.

Paul Singer C^. «erlin SS.V8, Lindeuj'.ruK« »>


